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Artikel 11)

Änderung des Hessischen 
Abgeordnetengesetzes

Das Hessische Abgeordnetengesetz
vom 18. Oktober 1989 (GVBl. I S. 261),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
2. April 2009 (GVBl. I S. 139), wird wie
folgt geändert:

1. § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 Satz 2 erhält fol-
gende Fassung:

„Der Höchstbetrag der Summe der
monatlichen Entgelte für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter eines Mit-
glieds des Landtags entspricht dem auf
volle Euro aufgerundeten Entgelt der
Entgeltgruppe 9 Stufe 5 der Entgeltta-
belle für die Beschäftigten nach dem
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
des Landes Hessen.“

2. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1
werden die Worte „Der überleben-
de Ehegatte“ jeweils durch die
Worte „Die überlebende Ehegattin,
der überlebende Ehegatte, die
überlebende Lebenspartnerin oder
der überlebende Lebenspartner“
ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 werden die Worte
„der überlebende Ehegatte“ durch
die Worte „die überlebende Ehe-
gattin, der überlebende Ehegatte,
die überlebende Lebenspartnerin
oder der überlebende Lebenspart-
ner“ ersetzt.

3. In § 17 werden die Worte „einem aus-
geschiedenen Mitglied des Landtags
und dessen Hinterbliebenen“ durch
die Worte „einem ausgeschiedenen
Mitglied des Landtags, dessen Hin-
terbliebenen, einer überlebenden Le-
benspartnerin oder einem überleben-
den Lebenspartner“ ersetzt.

4. Dem § 20 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Als Hinterbliebene im Sinne
der Abs. 2 und 3 Satz 2 gelten auch
überlebende Lebenspartnerinnen und
Lebenspartner.“

5. Dem § 21 Abs. 3 wird folgender  Satz
angefügt:

„Als Hinterbliebene gelten dabei auch
überlebende Lebenspartnerinnen und
Lebenspartner.“

6. Dem § 26 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Dabei gelten als berechtigter Ehegat-
te auch die berechtigte frühere Le -
bens partnerin oder der berechtigte
frühere Lebenspartner, als Witwe auch
eine überlebende Lebenspartnerin und

als Witwer auch ein überlebender Le-
benspartner.“

7. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Ein Mitglied des Landtags,
das vor dem 1. März 1979 aus dem
Landtag ausgeschieden ist, seine
Hinterbliebenen und seine überle-
bende Lebenspartnerin oder sein
überlebender Lebenspartner erhal-
ten Versorgung nach dem Abgeord-
netenentschädigungsgesetz vom 
9. Juli 1973 (GVBl. I S. 234) in der
bis zum Inkrafttreten dieses Geset-
zes anzuwendenden Fassung und
unter Berücksichtigung des Geset-
zes zur Änderung von Bestimmun-
gen des hessischen Abgeordneten-
rechts vom 30. Januar 1998 (GVBl. I
S. 26), des Art. 2 des Siebten Geset-
zes zur Änderung des Hessischen
Abgeordnetengesetzes vom 15. Juli
2003 (GVBl. I S. 202) und des Art. 2
des Gesetzes zur Anpassung der
Rechtsstellung von Lebenspartner-
schaften vom 26. März 2010 (GVBl. I
S. 114).“

b) Als Abs. 6 wird angefügt:

„(6) Als Hinterbliebene im Sinne
der Abs. 2 bis 4 gelten auch überle-
bende Lebenspartnerinnen und Le-
benspartner.“

8. Dem § 38a wird als Abs. 6 angefügt:

„(6) Bei Anwendung des bis zum
30. Juni 2003 geltenden Rechts nach
Abs. 1 und 2 gelten überlebende Le-
benspartnerinnen und Lebenspartner
auch als Hinterbliebene.“

9. Dem § 38c wird folgender Satz  ange-
fügt:

„Satz 1 und 2 finden hinsichtlich der
Begründung von Lebenspartnerschaf-
ten entsprechend Anwendung.“

Artikel 22)

Änderung des Abgeordneten-
entschädigungsgesetzes

§ 13 Abs. 1 des Abgeordnetenentschä-
digungsgesetzes vom 9. Juli 1973 (GVBl. I
S. 234), zuletzt geändert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 15. Juli 2003 (GVBl. I 
S. 202), wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Der über-
lebende Ehegatte“ durch die Worte
„Die überlebende Ehegattin, der über-
lebende Ehegatte, die überlebende Le-
benspartnerin oder der überlebende
Lebenspartner“ ersetzt.
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b) In Satz 3 werden die Worte „dem
überlebenden Ehegatten“ durch die
Worte „der überlebenden Ehegattin,
dem überlebenden Ehegatten, der
überlebenden Lebenspartnerin oder
dem überlebenden Lebenspartner“ er-
setzt.

Artikel 33)

Änderung des Gesetzes über die Bezüge
der Mitglieder der Landesregierung

Dem § 3 des Gesetzes über die Bezüge
der Mitglieder der Landesregierung vom
27. Juli 1993 (GVBl. I S. 339), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 15. Dezember
2004 (GVBl. I S. 442), wird folgender Satz
angefügt:

„Hinterbliebene im Sinne dieses Gesetzes
sind auch hinterbliebene Lebenspartne-
rinnen und Lebenspartner.“

Artikel 44)

Änderung des Gesetzes 
über den Staatsgerichtshof

Das Gesetz über den Staatsgerichtshof
in der Fassung vom 19. Januar 2001
(GVBl. I S. 78), geändert durch Gesetz
vom 1. Oktober 2002 (GVBl. I S. 602),
wird wie folgt geändert:

1. Dem § 17 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wor-
te „eine Lebenspartnerschaft führt
oder geführt hat oder“ angefügt.

2. In § 35 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte
„des Ehegatten“ durch die Worte „der
Ehegattin, des Ehegatten, der Lebens-
partnerin, des Lebenspartners“ ersetzt.

Artikel 55)

Änderung des Gesetzes zur Regelung der
außergerichtlichen Streitschlichtung

§ 9 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b des Gesetzes
zur Regelung der außergerichtlichen
Streitschlichtung vom 6. Februar 2001
(GVBl. I S. 98), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 1. Dezember 2005 (GVBl. I 
S. 782), erhält folgende Fassung:

„b) in Angelegenheiten ihrer Ehegattin,
ihres Ehegatten, ihrer Lebenspartne-
rin, ihres Lebenspartners, ihrer Ver-
lobten oder ihres Verlobten, auch
wenn die Ehe, Lebenspartnerschaft
oder das Verlöbnis nicht mehr be-
steht,“.

Artikel 66)

Änderung des 
Hessischen Richtergesetzes

§ 15 des Hessischen Richtergesetzes in
der Fassung vom 11. März 1991 (GVBl. I
S. 54), zuletzt geändert durch Gesetz vom
5. März 2009 (GVBl. I S. 95), erhält fol-
gende Fassung:

„§ 15

Ausschließung von der Mitwirkung

Ein Mitglied des Richterwahlausschus-
ses ist von der Mitwirkung ausgeschlos-

sen in Angelegenheiten einer Person, mit
der es 

1. die Ehe geschlossen oder eine Lebens-
partnerschaft begründet hat, auch
wenn die Ehe oder die Lebenspartner-
schaft nicht mehr besteht,

2. in gerader Linie verwandt oder ver-
schwägert oder in der Seitenlinie bis
zum dritten Grad verwandt oder bis
zum zweiten Grad verschwägert ist
oder war.“

Artikel 77)

Änderung des 
Hessischen Ausführungsgesetzes zum

Bürgerlichen Gesetzbuch

Das Hessische Ausführungsgesetz zum
Bürgerlichen Gesetzbuch vom 18. Dezem-
ber 1984 (GVBl. I S. 344), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18. Juni 2009 (GVBl. I
S. 171), wird wie folgt geändert:

1. In § 10 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem
Wort „Eheschließung“ ein Komma und
die Worte „Begründung einer Lebens-
partnerschaft“ eingefügt.

2. § 18 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ die Worte „oder Le-
benspartner“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ die Worte „oder Le-
benspartnern“ eingefügt.

Artikel 88)

Änderung des Hessischen Gesetzes über
die freiwillige Gerichtsbarkeit

In Art. 24 Abs. 1 und Art. 26 des Hessi-
schen Gesetzes über die freiwillige Ge-
richtsbarkeit vom 12. April 1954 (GVBl. 
S. 59, 96), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. Juni 2002 (GVBl. I S. 342), wer-
den nach dem Wort „ehelichen“ jeweils
ein Komma und das Wort „lebenspart-
nerschaftlichen“ eingefügt.

Artikel 99)

Änderung des Ortsgerichtsgesetzes

Das Ortsgerichtsgesetz in der Fassung
vom 2. April 1980 (GVBl. I S. 114), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember
1998 (GVBl. I S. 562), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 8 Abs. 4 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ die Worte „oder Lebens-
partner“ eingefügt.

2. § 10 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fas-
sung:

„2. in Sachen seines Ehegatten oder
Lebenspartners, auch wenn die
Ehe oder Lebenspartnerschaft
nicht mehr besteht;“.
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3. § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 erhält folgende
Fassung:

„8. Güterrechtsverhältnisse der Ehe-
gatten oder Lebenspartner.“

Artikel 1010)

Änderung des 
Hessischen Schiedsamtsgesetzes

§ 16 Abs. 1 des Hessischen Schieds -
amtsgesetzes vom 23. März 1994 (GVBl. I
S. 148), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 1. Dezember 2005 (GVBl. I S. 782),
wird wie folgt geändert:

1. Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. in Angelegenheiten ihrer Ehegat-
tin, ihres Ehegatten, ihrer Lebens-
partnerin, ihres Lebenspartners,
ihrer Verlobten oder ihres Verlob-
ten, auch wenn die Ehe, die Le-
benspartnerschaft oder das Ver-
löbnis nicht mehr besteht,“.

2. In Nr. 3 werden nach dem Wort „Ehe“
die Worte „oder Lebenspartnerschaft“
eingefügt.

Artikel 1111)

Änderung der Spielordnung für die 
öffentlichen Spielbanken in Hessen

In § 6 Abs. 1 Satz 2 der Spielordnung
für die öffentlichen Spielbanken in Hes-
sen vom 6. Juli 2000 (GVBl. I S. 368), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 
27. Juni 2003 (GVBl. I S. 187), wird das
Wort „Ehegatten“ durch die Worte „die
Ehegattin, den Ehegatten, die Lebens-
partnerin, den Lebenspartner“ ersetzt.

Artikel 1212)

Änderung der Verordnung über die 
Zusatzversorgung der staatlichen 

Arbeiter und Angestellten in Hessen

Nach § 1 der Verordnung über die Zu-
satzversorgung der staatlichen Arbeiter
und Angestellten in Hessen vom 24. De-
zember 1929 (Hess. Reg. Bl. 1930 S. 11)
wird als § 1a eingefügt:

„§ 1a

Die Witwen betreffenden Regelungen
dieser Verordnung gelten auch für Wit-
wer, überlebende Lebenspartnerinnen
und überlebende Lebenspartner.“

Artikel 1313)

Änderung des 
Hessischen Beamtengesetzes

§ 92 Abs. 2 Satz 3 des Hessischen Be-
amtengesetzes in der Fassung vom 11. Ja-
nuar 1989 (GVBl. I S. 26), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. März 2009 (GVBl. I
S. 95), wird wie folgt geändert:

1. In Nr. 2 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Worte „oder des Lebens-
partners“ eingefügt.

2. In Nr. 3 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Worte „oder des nicht
selbst beihilfeberechtigten Lebenspart-
ners“ eingefügt.

Artikel 1414)

Änderung des Gesetzes über die 
Aufwandentschädigung und den 
Ehrensold der ehrenamtlichen 

Bürgermeister und der ehrenamtlichen
Kassenverwalter der Gemeinden

§ 12 des Gesetzes über die Aufwand -
entschädigung und den Ehrensold der 
ehrenamtlichen Bürgermeister und der
ehrenamtlichen Kassenverwalter der Ge-
meinden vom 7. Oktober 1970 (GVBl. I 
S. 635), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 31. August 2009 (GVBl. I S. 389),
wird wie folgt geändert:

1. Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Nach dem Tod des Berechtig-
ten hat der überlebende Ehegatte oder
Lebenspartner Anspruch auf sechzig
vom Hundert des Ehrensoldes, den der
Verstorbene erhalten hat oder hätte er-
halten können.“

2. Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Zahlung an einen Hin-
terbliebenen endet mit dessen Ehe-
schließung oder Begründung einer Le-
benspartnerschaft.“

Artikel 1515)

Änderung der Verordnung über die 
Ausbildung und Prüfung für die 

Laufbahn des höheren Staatsdienstes im
Markscheidefach im Lande Hessen

§ 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 der Verordnung
über die Ausbildung und Prüfung für die
Laufbahn des höheren Staatsdienstes im
Markscheidefach im Lande Hessen vom
2. Februar 1985 (GVBl. I S. 46), geändert
durch Gesetz vom 6. September 2007
(GVBl. I S. 548), erhält folgende Fassung:

„8. eine Geburtsurkunde, gegebenenfalls
eine Eheurkunde oder Lebenspart-
nerschaftsurkunde sowie Geburtsur-
kunden von Kindern,“.

Artikel 1616)

Änderung der 
Juristischen Ausbildungsordnung

Die Juristische Ausbildungsordnung
vom 25. Oktober 2004 (GVBl. I S. 316),
geändert durch Gesetz vom 8. Mai 2007
(GVBl. I S. 282), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 2 Nr. 1 wird das Wort „Hei-
ratsurkunde“ durch die Worte „Eheur-
kunde oder Lebenspartnerschaftsur-
kunde“ ersetzt.

2. In § 11 Abs. 3 Nr. 2 werden die Worte
„Heiratsurkunden und“ durch die
Worte „eine Eheurkunde oder Lebens-
partnerschaftsurkunde sowie“ ersetzt.
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Artikel 1717)

Änderung des 
Hessischen Besoldungsgesetzes

Nach § 1 des Hessischen Besoldungs-
gesetzes in der Fassung vom 25. Februar
1998 (GVBl. I S. 50), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 1. Oktober 2008 
(GVBl. I S. 844), wird als § 1a eingefügt:

„§ 1a

Lebenspartnerschaften

Soweit Ansprüche nach dem 

1. Bundesbesoldungsgesetz in der Fas-
sung vom 6. August 2002 (BGBl. I 
S. 3022) in der am 31. August 2006
geltenden Fassung und der auf seiner
Grundlage erlassenen Verordnungen, 

2. Beamtenversorgungsgesetz in der Fas-
sung vom 16. März 1999 (BGBl. I 
S. 323, 847, 2033) in der am 31. August
2006 geltenden Fassung

auf dem Bestehen oder dem früheren Be-
stehen einer Ehe beruhen, sind diese Be-
stimmungen bei Bestehen oder bei frühe-
rem Bestehen einer Lebenspartnerschaft
entsprechend anzuwenden.“

Artikel 1818)

Änderung der 
Hessischen Beihilfenverordnung

In § 3 Abs. 1 der Hessischen Beihilfen-
verordnung in der Fassung vom 5. De-
zember 2001 (GVBl. I S. 482, 491, 564),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Ok-
tober 2009 (GVBl. I S. 397), wird nach
Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„Ehegatte im Sinne des Satz 1 Nr. 1 ist
auch der Lebenspartner.“

Artikel 1919)

Änderung des 
Hessischen Umzugskostengesetzes

Das Hessische Umzugskostengesetz
vom 26. Oktober 1993 (GVBl. I S. 464),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. März 2005 (GVBl. I S. 218), wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 und § 6 Abs. 3 Satz 2 wer-
den die Worte „der Ehegatte“ jeweils
durch die Worte „die Ehegattin, der
Ehegatte, die Lebenspartnerin, der Le-
benspartner“ ersetzt.

2. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 werden die Worte
„des Ehegatten“ durch die Worte
„der Ehegattin, des Ehegatten, der
Lebenspartnerin oder des Lebens-
partners“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte
„Verwitwete und Geschiedene so-
wie diejenigen, deren Ehe für auf-
gehoben oder für nichtig erklärt
ist“ durch die Worte „Lebenspart-
nerinnen und Lebenspartner, Ver-
witwete und hinterbliebene Le -
bens partnerinnen und Lebenspart-

ner, Geschiedene, diejenigen, de-
ren Ehe für aufgehoben oder für
nichtig erklärt ist, sowie Lebens-
partnerinnen und Lebenspartner,
deren Lebenspartnerschaft aufge-
hoben ist“ ersetzt.

3. § 12 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

a) Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5. akute lebensbedrohende Er-
krankung eines Elternteils der
Berechtigten oder ihrer Ehegat-
tin, ihres Ehegatten, ihrer Le-
benspartnerin oder ihres Le-
benspartners, wenn der er-
krankte Elternteil in hohem
Maße Hilfe der Ehegattin, des
Ehegatten, der Lebenspartne-
rin, des Lebenspartners oder
der Familienangehörigen der
Berechtigten erhält;“.

b) In Nr. 6 werden die Worte „des
Ehegatten“ durch die Worte „der
Ehegattin, des Ehegatten, der Le-
benspartnerin oder des Lebenspart-
ners“ ersetzt.

Artikel 2020)

Änderung der Hessischen 
Trennungsgeldverordnung

Die Hessische Trennungsgeldverord-
nung vom 21. Dezember 1993 (GVBl. I 
S. 738), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 9. Oktober 2009 (GVBl. I S. 397),
wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 Satz 5 werden nach dem
Wort „unverheirateten“ die Worte
„oder nicht in einer Lebenspartner-
schaft lebenden“ eingefügt.

2. In § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a
werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Worte „oder Lebenspartnern“ ein-
gefügt.

3. Dem § 4 Abs. 7 wird folgender Satz
angefügt:

„Dies gilt für Lebenspartnerschaften
entsprechend.“

4. In § 5 Abs. 3 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ ein Komma und die Wor-
te „des Lebenspartners“ eingefügt.

Artikel 2121)

Änderung des Hessischen 
Disziplinargesetzes

§ 84 Abs. 4 Satz 2 des Hessischen Dis-
ziplinargesetzes vom 21. Juli 2006 (GVBl. I
S. 394), geändert durch Gesetz vom 
5. März 2009 (GVBl. I S. 95), erhält fol-
gende Fassung:

„Die hinterbliebene Ehegattin oder Le-
benspartnerin oder der hinterbliebene
Ehegatte oder Lebenspartner erhält 
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55 vom Hundert der Unterhaltsleistung,
wenn zum Zeitpunkt der Entfernung aus
dem Beamtenverhältnis oder der Aber-
kennung des Ruhegehaltes die Ehe oder
die Lebenspartnerschaft bereits bestan-
den hatte.“

Artikel 2222)

Änderung des Hessischen 
Krebsregistergesetzes

In § 9 Abs. 3 Satz 4 des Hessischen
Krebsregistergesetzes vom 17. Dezember
2001 (GVBl. I S. 582), geändert durch 
Gesetz vom 4. Dezember 2006 (GVBl. I 
S. 647), wird das Wort „Ehegatten“ durch
die Worte „Ehegattin oder Ehegatte, Le-
benspartnerin oder Lebenspartner“ er-
setzt.

Artikel 2323)

Änderung der Altenpflegeverordnung

§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Altenpflege-
verordnung vom 6. Dezember 2007
(GVBl. I S. 882) erhält folgende Fassung:

„1. die Geburtsurkunde, gegebenenfalls
eine Eheurkunde oder Lebenspart-
nerschaftsurkunde,“.

Artikel 2424)

Änderung der Vergabeverordnung 
Hessen

In § 15 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b
der Vergabeverordnung Hessen vom 
3. Juli 2008 (GVBl. I S. 772) werden nach
dem Wort „Ehegattin“ ein Komma und
die Worte „der Lebenspartnerin oder dem
Lebenspartner“ eingefügt.

Artikel 2525)

Änderung der Hessischen 
Landgüterordnung

Die Hessische Landgüterordnung in
der Fassung vom 13. August 1970 (GVBl. I
S. 548) wird wie folgt geändert:

1. In § 11 Abs. 2 werden nach dem Wort
„Ehegatte“ die Worte „oder Lebens-
partner“ eingefügt. 

2. In § 19 Abs. 3 Satz 3 werden nach dem
Wort „Ehegatten“ die Worte „oder Le-
benspartner“ eingefügt. 

3. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden jeweils nach dem
Wort „Ehegatten“ die Worte „oder
Lebenspartner“ eingefügt.

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort
„Ehegatte“ die Worte „oder Le -
bens partner“ und nach dem Wort
„Ehegatten“ die Worte „oder Le-
benspartners“ eingefügt.

c) In Abs. 3 Satz 1 werden nach dem
Wort „Ehegatten“ die Worte „oder
Lebenspartners“ eingefügt. 

d) In Abs. 4 werden jeweils nach dem
Wort „Ehegatten“ die Worte „oder
Lebenspartners“ eingefügt.

4. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach den
Worten „eines Ehegatten“ die
Worte „oder Lebenspartners“
und nach den Worten „ande-
ren Ehegatten“ die Worte
„oder Lebenspartner“ einge-
fügt. 

bb) In Satz 2 werden jeweils nach
dem Wort „Ehegatten“ die
Worte „oder Lebenspartners“
eingefügt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort
„Ehegatten“ die Worte „oder Le-
benspartner“ eingefügt.

Artikel 26

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsver-
ordnungen geändert werden, bleibt die
Befugnis der zuständigen Stellen, die
Verordnungen künftig zu ändern oder
aufzuheben, unberührt.

Artikel 27

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend von
Satz 1 tritt Art. 1 Nr. 1 am 1. März 2010 in
Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 26. März 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

K o c h d e r  J u s t i z ,  f ü r  I n t e g r a t i o n  
u n d  E u r o p a

H a h n

22) Ändert GVBl. II 351-65
23) Ändert GVBl. II 353-57
24) Ändert GVBl. II 70-253
25) Ändert GVBl. II 81-5
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Artikel 11)

Änderung des Hessischen 
Kommunalwahlgesetzes

Das Hessische Kommunalwahlgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 197), geändert
durch Gesetz vom 21. März 2005 (GVBl. I
S. 218), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Wahlen und Abstimmungen
nach diesem Gesetz können gleichzei-
tig miteinander wie auch mit Europa-,
Bundestags- und Landtagswahlen so-
wie mit Volksabstimmungen und Volks-
entscheiden durchgeführt werden.“

2. In § 9 Abs. 1 werden die Worte „ver-
hindert ist, in dem Wahlbezirk zu
wählen, in dessen Wählerverzeichnis
er eingetragen ist, oder der“ durch die
Worte „im Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist oder“ ersetzt.

3. § 16 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung:

„Auf dem Stimmzettel wird zu jedem
Bewerber zusätzlich

1. der Beruf oder Stand,

2. das Geburtsjahr,

3. der Geburtsname, wenn ein abwei-
chender Familienname geführt
wird, und

4. bei der Wahl der Kreistagsabgeord-
neten die Gemeinde der Haupt-
wohnung, bei der Wahl der Ge-
meindevertreter der nach § 12
Satz 4 der Hessischen Gemeinde-
ordnung benannte Gemeindeteil
der Hauptwohnung 

aufgenommen, wenn und soweit die
jeweilige Vertretungskörperschaft dies
mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
ihrer Mitglieder spätestens zwölf Mo-
nate vor Ablauf der Wahlzeit beschlos-
sen hat; für die Wahl der Ortsbeiräte
muss der Beschluss der Gemeindever-
tretung für sämtliche Ortsbeiratswah-
len einheitlich erfolgen.“

4. § 42 Satz 3 und 4 erhalten folgende
Fassung:

„Soll als Wahltag oder Tag der Stich-
wahl ein Tag bestimmt werden, der für
die Bundestags-, Europa- oder Land-
tagswahl als Wahltag oder für einen
Volksentscheid oder eine Volksabstim-
mung als Abstimmungstag festgesetzt
ist, bedarf die Bestimmung des Wahl-
tags nach Satz 2 der Mehrheit der

Stimmen der gesetzlichen Zahl der
Mitglieder der Vertretung. Wird nach
der Bestimmung des Wahltags oder
des Tages der Stichwahl nach Satz 2
einer der beiden Tage als Wahltag für
die Bundestags-, Europa- oder Land-
tagswahl oder als Abstimmungstag für
einen Volksentscheid oder eine Volks-
abstimmung festgesetzt, bedarf sie der
Bestätigung der Vertretungskörper-
schaft entsprechend Satz 3.“

5. In § 63 wird nach den Worten „Maßga-
be, dass“ die Angabe „die Gemeinde-
vertretung den Beschluss nach Abs. 2
Satz 3 fasst und dass“ eingefügt.

Artikel 22)

Änderung des Landtagswahlgesetzes

In § 13 Abs. 1 des Landtagswahlgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 7. April 2006 (GVBl. I S. 110, 439)
werden die Worte „verhindert ist, in dem
Wahlbezirk zu wählen, in dessen Wähler-
verzeichnis er eingetragen ist, oder der“
durch die Worte „im Wählerverzeichnis
eingetragen ist oder“ ersetzt.

Artikel 33)

Änderung der Hessischen 
Gemeindeordnung

Die Hessische Gemeindeordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 15. Novem-
ber 2007 (GVBl. I S. 757), wird wie folgt
geändert:

1. Nach § 36a wird als § 36b eingefügt:

„§ 36b

Ein-Personen-Fraktion

(1) Entfällt in einer Gemeinde mit
bis zu 23 Gemeindevertretern nach
dem Wahlergebnis auf eine Partei oder
Wählergruppe nur ein Sitz in der Ge-
meindevertretung, so hat der entspre-
chende Gemeindevertreter auch dann
die Rechte und Pflichten einer Frakti-
on, wenn es nicht zu einem Zusam-
menschluss nach § 36a Abs. 1 kommt
(Ein-Personen-Fraktion).

(2) Dies gilt mit der Maßgabe, dass
die Ein-Personen-Fraktion nicht die
Bildung eines Akteneinsichtsausschus-
ses nach § 50 Abs. 2 Satz 2 verlangen
kann.

(3) Im Fall der Übersendung von Er-
gebnisniederschriften der Sitzungen
des Gemeindevorstands nach § 50
Abs. 2 Satz 4 tritt an die Stelle des
Fraktionsvorsitzenden der Gemeinde-
vertreter, der die Ein-Personen-Frakti-
on bildet.“

1) Ändert GVBl. II 333-7
2) Ändert GVBl. II 16-4
3) Ändert GVBl. II 331-1

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Änderung des Hessischen Kommunalwahlgesetzes 

und anderer Gesetze

Vom 24. März 2010
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2. § 84 Satz 3 wird gestrichen.

3. § 114s Abs. 5 Satz 2 erhält folgende
Fassung:

„Die Gemeinde hat erstmals die auf
den 31. Dezember 2015 aufzustellen-
den Jahresabschlüsse zusammenzufas-
sen.“

4. In § 148 Abs. 1 wird die Angabe „In
den Fällen des § 38 ist maßgebend die
Einwohnerzahl, die für den letzten Ter-
min vor Beginn der Wahlzeit (§ 36),“
durch die Angabe „In den Fällen des
§ 38 Abs. 1, § 82 Abs. 1 und § 84 Satz 1
ist maßgebend die Einwohnerzahl, die
für den letzten Termin vor der Bestim-
mung des Wahltages,“ ersetzt.

Artikel 44)

Änderung der Hessischen 
Landkreisordnung

§ 36 Abs. 1 Satz 2 der Hessischen Land-
kreisordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I
S. 183), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. Juli 2006 (GVBl. I S. 394), wird
wie folgt geändert:

1. Das Komma nach dem Wort „sind“
wird durch einen Punkt ersetzt.

2. Der folgende Text wird gestrichen.

Artikel 55)

Änderung der Hessischen 
Kommunalbesoldungsverordnung

§ 3 Abs. 2 der Verordnung über die be-
soldungsrechtliche Einstufung der Ämter
der hauptamtlichen kommunalen Wahl-
beamten auf Zeit (Hessische Kommunal-
besoldungsverordnung) vom 20. Septem-
ber 1979 (GVBl. I S. 219), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 8. Juni 2006
(GVBl. I S. 351), wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Worte „das Amt
des weiteren hauptamtlichen Kreisbei-
geordneten wird“ durch die Worte
„die Ämter der weiteren hauptamtli-
chen Kreisbeigeordneten werden“ er-
setzt.

2. In Satz 2 werden die Worte „das Amt
des weiteren hauptamtlichen Kreisbei-
geordneten“ durch die Worte „die Äm-
ter der weiteren hauptamtlichen Kreis-
beigeordneten werden“ ersetzt.

Artikel 6

Übergangsbestimmungen

(1) Für Direktwahlen und Bürgerent-
scheide, deren Wahltag oder Abstim-
mungstag zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes bereits bestimmt und
öffentlich bekannt gemacht worden ist,
gilt das Hessische Kommunalwahlgesetz
in der bis dahin geltenden Fassung fort.

(2) Der Beschluss nach § 16 Abs. 2 
Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes in der
Fassung, die er durch Art. 1 Nr. 3 erhält,
kann für die im Jahr 2011 stattfindenden
Kommunalwahlen bis zum Ablauf des
30. Juni 2010 gefasst werden.

Artikel 7

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch Art. 5 die Hessische
Kommunalbesoldungsverordnung geän-
dert wird, bleibt die Befugnis der zustän-
digen Stelle, die Verordnung künftig zu
ändern oder aufzuheben, unberührt.

Artikel 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend hier-
von tritt Art. 3 Nr. 1 am 1. April 2011 in
Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 24. März 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

B o u f f i e r

4) Ändert GVBl. II 332-1
5) Ändert GVBl. II 321-30
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Artikel 1

Das Hessische Ausführungsgesetz zum
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz in
der Fassung vom 20. Juli 2004 (GVBl. I 
S. 252), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 4. Dezember 2006 (GVBl. I S. 619),
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden in der
Angabe zur Überschrift zum Dritten
Teil die Worte „besonders überwa-
chungsbedürftigen“ durch das Wort
„gefährli chen“ ersetzt.

2. In § 1 Abs. 1 wird nach den Worten
„Kreislaufwirt schafts- und Abfallge-
setzes“ die Angabe „vom 27. Septem-
ber 1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt
geän dert durch Gesetz vom 11. Au-
gust 2009 (BGBl. I S. 2723),“ einge-
fügt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „Be-
sonders überwa chungsbedürftige“
durch das Wort „Gefährliche“ er-
setzt.

b) In Abs. 2 wird vor dem Wort „Ab-
fälle“ das Wort „Gefährliche“ ein-
gefügt und werden die Worte 
„ , die in besonderem Maße ge-
sundheits-, luft- oder wasserge-
fährdend, explosibel oder brennbar
sind oder Erreger übertragbarer
Krankheiten enthalten oder hervor-
bringen können,“ gestrichen.

4. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird nach dem
Wort „Abgaben“ die Angabe
„vom 17. März 1970 (GVBl. I 
S. 225), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 31. Januar 2005 (GVBl. I
S. 54),“ eingefügt.

b) In Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„Nr. 18“ durch „Nr. 19“ und die
Angabe „24. Juli 2002 (BGBl. I 
S. 2807)“ durch „27. April 2009
(BGBl. I S. 900)“ ersetzt.

5. In der Überschrift zum Dritten Teil
werden die Worte „besonders über-
wachungsbedürftigen“ durch das
Wort „gefährlichen“ ersetzt.

6. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte
„besonders überwachungsbedürf-
tigen“ durch das Wort „gefährli-
chen“ ersetzt.

b) In Abs. 5 wird nach dem Wort
„Verwaltungskosten gesetz“ die
Angabe „in der Fassung vom 
12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36),
zuletzt geändert durch Gesetz

vom 9. Juli 2009 (GVBl. I S. 253),“
eingefügt.

7. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte
„besonders überwachungsbedürf-
tigen“ durch das Wort „gefährli-
chen“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 wird die An-
gabe „§ 5b des Abfallgesetzes in
Verbindung mit § 64 des Kreis -
laufwirtschafts- und Abfallgeset-
zes“ durch „§ 8 der Altölverord-
nung in der Fassung vom 16. April
2002 (BGBl. I S. 1369), geändert
durch Verord nung vom 20. Okto-
ber 2006 (BGBl. I S. 2298)“ ersetzt.

8. In § 13 werden die Worte „besonders
überwachungsbe dürftige“ durch das
Wort „gefährli che“ ersetzt.

9. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird nach dem Wort
„Bauordnung“ die Angabe „vom
18. Juni 2002 (GVBl. I S. 274), zu -
letzt geändert durch Gesetz vom
15. Dezember 2009 (GVBl. I
S. 716),“ eingefügt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird nach dem
Wort „Verwaltungs vollstreckungs-
gesetzes“ die Angabe „in der Fas-
sung vom 12. Dezember 2008
(GVBl. 2009 I S. 2), geändert
durch Gesetz vom 14. De zember
2009 (GVBl. I S. 635),“ eingefügt.

10. § 16 Abs. 2 Nr. 6 erhält folgende Fas-
sung:

„6. die nach § 63 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009
(BGBl. I S. 2542) anerkannten
Na turschutzvereinigungen und“.

11. In § 17 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem
Wort „Bundes-Immissionsschutzge-
setzes“ die Angabe „in der Fassung
vom 26. September 2002 (BGBl. I 
S. 3831), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 11. August 2009 (BGBl. I 
S. 2723),“ eingefügt und werden die
Worte „des Bundes“ durch die Anga-
be „in der Fassung vom 23. Januar
2003 (BGBl. I S. 103), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 14. August 2009
(BGBl. I S. 2827),“ ersetzt.

12. In § 18 wird nach dem Wort „Enteig-
nungsgesetzes“ die Angabe „vom
4. April 1973 (GVBl. I S. 107), ge -
ändert durch Gesetz vom 6. Septem-
ber 2007 (GVBl. I S. 548),“ eingefügt.

13. In § 19 Abs. 2 Satz 2 wird nach dem
Wort „Ordnung“ die Angabe „in der
Fassung vom 14. Januar 2005
(GVBl. I S. 14), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 14. Dezember 2009
(GVBl. I S. 635),“ eingefügt.*) Ändert GVBl. II 89-22

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Drittes Gesetz 
zur Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes 

zum Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz*)

Vom 24. März 2010
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14. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird
gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

15. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird nach dem Wort
„Abfallverbringungs gesetz“ die
Angabe „vom 19. Juli 2007 
(BGBl. I S. 1462)“ eingefügt.

b) In Satz 4 wird nach dem Wort
„Datenschutzgeset zes“ die Anga-
be „in der Fassung vom 7. Januar
1999 (GVBl. I S. 98)“ eingefügt.

16. § 25 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort
„Gemeinschaft“ durch die Worte
„Union sowie den Bundesgeset-
zen“ ersetzt und werden die Worte
„sowie dem Abfallverbringungs -
ge setz, dem Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz, dem Elektro-
und Elektronikge rätegesetz“ ge-
strichen.

b) Abs. 4 wird aufgehoben.

17. In § 25a Abs. 1 Satz 2 wird nach dem
Wort „Nachweis verordnung“ die An-
gabe „vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I
S. 2298), geändert durch Gesetz vom
19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1462),“ ein-
gefügt.

18. § 26 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt
geändert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „21. Juni
2002 (BGBl. I S. 2199), in der je-
weils geltenden Fassung“ durch
„19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1462)“
ersetzt.

b) Nr. 4 wird aufgehoben.

c) Die bisherigen Nr. 5 und 6 werden
Nr. 4 und 5.

d) In der neuen Nr. 5 wird nach den
Worten „Elektro- und Elektronik-
gerätegesetzes“ die Angabe „vom
16. März 2005 (BGBl. I S. 762), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585)“
eingefügt.

19. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 und 3 werden die
Worte „besonders überwa-

chungsbedürftige“ jeweils
durch das Wort „gefährliche“
ersetzt.

bb) Nr. 6 wird aufgehoben.

cc) Die bisherigen Nr. 7 bis 9 wer-
den Nr. 6 bis 8.

b) Abs. 3 Satz 1 und 2 erhält folgende
Fassung:

„(3) Zuständige Verwaltungs-
behörde für die Verfol gung und
Ahndung von Ordnungswidrigkei -
ten nach

1. Abs. 1,

2. § 61 des Kreislaufwirtschafts-
und Abfallge setzes in der je-
weils geltenden Fassung,

3. § 18 des Abfallverbringungsge-
setzes in der jeweils geltenden
Fassung,

4. § 23 des Elektro- und Elektro-
nikgerätegeset zes in der jeweils
geltenden Fassung und

5. § 22 des Batteriegesetzes vom
25. Juni 2009 (BGBl. I S. 1582) in
der jeweils geltenden Fassung

ist das Regierungspräsidium. Ab-
weichend von Satz 1 ist zuständig
für die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach

1. § 23 Abs. 1 Nr. 1 des Elektro-
und Elektronikgerätegesetzes
in der jeweils geltenden Fas-
sung das Regierungspräsidium
Darmstadt,

2. Abs. 1 Nr. 8 sowie nach § 61
Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 Nr. 3,
4 und 6 des Kreislauf -
wirtschafts- und Abfallgesetzes
in der je weils geltenden Fas-
sung im Falle des § 25a Abs. 1
Satz 1 der Gemeindevorstand
oder der Magistrat.“

20. In § 30 Abs. 1 wird nach der Angabe
„§ 14“ die An gabe „Abs. 2“ gestri-
chen.

21. In § 31 Abs. 1 Satz 3 wird die Zahl
„2010“ durch „2013“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 24. März 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

K o c h f ü r  U m w e l t ,  E n e r g i e ,  
L a n d w i r t s c h a f t

u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

L a u t e n s c h l ä g e r
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Artikel 11)

Das Heilberufsgesetz in der Fassung
vom 7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66, 242),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
15. Dezember 2009 (GVBl. I S. 716), wird
wie folgt geändert:

1. § 6a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 2 und 3 erhält folgende
Fassung:

„Diese nimmt die Aufgaben nach
den §§ 40 bis 42a des Arzneimittel-
gesetzes in der Fassung vom
12. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3395),
zuletzt geändert durch Verordnung
vom 28. September 2009 (BGBl. I 
S. 3172), und die Aufgaben nach
den §§ 20 bis 24 des Medizinpro-
duktegesetzes in der Fassung vom
7. August 2002 (BGBl. I S. 3147),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2326),
wahr. Sofern sie bei der jeweils zu-
ständigen Behörde registriert ist,
kann sie auch die Aufgaben nach
den §§ 8 und 9 des Transfusionsge-
setzes in der Fassung vom 28. Au-
gust 2007 (BGBl. I S. 2170), geän-
dert durch Gesetz vom 17. Juli 2009
(BGBl. I S. 1990), nach § 92 
der Strahlenschutzverordnung vom
20. Juli 2001 (BGBl. I S. 1714, 2002 I
S. 1459), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29. August 2008 (BGBl. I
S. 1793), und nach § 28g der Rönt-
genverordnung in der Fassung vom
30. April 2003 (BGBl. I S. 605)
wahrnehmen.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden nach dem
Wort „ethischen“ ein Komma
und die Worte „technischen,
naturwissenschaftlichen“ ein-
gefügt.

bb) Satz 5 wird wie folgt geändert:

aaa) Nr. 9 erhält folgende Fas-
sung: 

„9. die Befugnis zur Er-
hebung von Kosten
insbesondere ge-
genüber den Antrag-
stellern nach den 
§§ 40 bis 42a des Arz-
neimittelgesetzes und
nach den §§ 20 bis 24
des Medizinproduk-
tegesetzes,“

bbb) In Nr. 11 werden nach der
Angabe „(ABl. EG Nr. L
121 S. 34)“ ein Komma
und die Angabe „zuletzt
geändert durch Verord-
nung (EG) Nr. 596/2009
des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom
18. Juni 2009 (ABl. EU
Nr. L 188 S. 14), sowie
über alle klinischen Prü-
fungen nach den §§ 20
bis 24 des Medizinpro-
duktegesetzes“ einge-
fügt.

c) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte
„Bewertung klinischer Prüfungen
nach dem Arzneimittelgesetz“
durch die Angabe „ihr nach den 
§§ 40 bis 42a des Arzneimittelge-
setzes oder nach den §§ 20 bis 24
des Medizinproduktegesetzes über-
tragenen Aufgaben“ ersetzt.

d) In Abs. 5 Satz 3 wird die Zahl „42“
durch die Angabe „42a“ ersetzt
und wird nach dem Wort „Arznei-
mittelgesetzes“ die Angabe „und
nach den §§ 20 bis 24 des Medizin-
produktegesetzes“ eingefügt.

2. In § 25 wird in Nr. 17 der Punkt durch
ein Komma ersetzt und wird als Nr. 18
angefügt:

„18. der Gesellschafterstruktur, der
Tätigkeit der Gesellschafter in
der Gesellschaft, der Geschäfts-
führung, der Gesellschaftsanteile,
der Stimmrechte, der Gewinnbe-
teiligung sowie des Gesell-
schaftsnamens im Falle der Be-
rufsausübung in der Rechtsform
einer juristischen Person des Pri-
vatrechts.“

Artikel 22)

§ 21 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes
über den öffentlichen Gesundheitsdienst
vom 28. September 2007 (GVBl. I S. 659),
geändert durch Gesetz vom 15. Dezember
2009 (GVBl. I S. 716), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Nach Nr. 2 wird als neue Nr. 3 einge-
fügt:

„3. unberechtigt eine Ausbildungs-
oder Weiterbildungsbezeichnung
nach einer auf Grundlage des § 16
Abs. 1 und 2 erlassenen Rechtsver-
ordnung führt,“

2. Die bisherigen Nr. 3 und 4 werden 
Nr. 4 und 5.

1) Ändert GVBl. II 350-6
2) Ändert GVBl. II 350-94

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung und Aufhebung von Rechtsvorschriften

im Bereich des Gesundheitswesens

Vom 24. März 2010
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Artikel 33)

Die Wahlordnung für die Wahlen zur
Delegiertenversammlung der Landes-
kammer für Psychologische Psychothera-
peuten und für Kinder- und Jugend -
lichen psychotherapeuten Hessen vom 

20. Juni 2005 (GVBl. I S. 516) wird aufge-
hoben. 

Artikel 4

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

3) Hebt auf GVBl. II 350-93

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 24. März 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

K o c h f ü r  A r b e i t ,  F a m i l i e  u n d  
G e s u n d h e i t
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